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„Mitbestimmung auch im Arbeitsleben gehört 
zur DNA unserer demokratischen Gesellschaft. 
Gleichzeitig ist sie ein Standortvorteil, und zwar 
auch bei der zentralen Zukunftsfrage der Digita-
lisierung“, sagt Daniel Hay, wissenschaftlicher 
Direktor des I.M.U. „Doch in den vergangenen 
Jahren hat keine der verschiedenen Bundesre-
gierungen diesen Standortvorteil gepflegt. 50 
Jahre nach seinem Inkrafttreten ist das Mitbe-
stimmungsgesetz stark ausgehöhlt“, warnt der 
Jurist. „Und die EU-Kommission hat kürzlich ei-
nen Gesetzentwurf vorgelegt, der zusätzlich zu di-
versen existierenden Schlupflöchern ein Scheu-
nentor zur Mitbestimmungsvermeidung öffnet.“ 
Was im Übrigen nicht nur Beschäftigtenrechte in 
Deutschland unterminieren würde, sondern auch 
in 17 weiteren EU-Ländern, die eine gesetzliche 
Form der Beteiligung von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern im Aufsichtsrat haben.

Schon in den vergangenen Jahrzehnten hat 
die EU-Rechtsetzung Gesetzeslücken geschaf-
fen und vergrößert, die es Unternehmensfüh-
rungen ermöglichen, die Mitsprache von Be-
schäftigten im Aufsichtsrat auszuhebeln. Dazu 
zählen die Europäische Aktiengesellschaft SE 
und juristische Hybrid-Konstruktionen. Für letz-
tere gilt: Wenn deutsche Unternehmen auslän-
dische oder europäische Rechtsformen nutzen, 
fallen sie aus dem Geltungsbereich des Mitbe-
stimmungsgesetzes von 1976 heraus, weil jene 
Rechtsformen darin bislang nicht erwähnt sind.

Durch legale Konstrukte zur Mitbestim-
mungsvermeidung oder schlicht durch Ignorie-
ren der geltenden, schlecht abgesicherten Ge-
setze wird aktuell mindestens 3,18 Millionen 
Beschäftigten in rund 500 deutschen Großun-
ternehmen die paritätische Mitbestimmung vor-
enthalten, so neue Zahlen des I.M.U. Das sind 
rund 700 000 Beschäftigte mehr, als das Insti-
tut noch 2022 gezählt hatte. Von 1168 Unter-
nehmen in Deutschland mit mehr als 2000 Be-

schäftigten und ohne Tendenzschutz hatten im 
Jahr 2025 lediglich 665 einen paritätisch be-
setzten Aufsichtsrat, wie er nach den Mitbestim-
mungsgesetzen ab dieser Größe vorgesehen ist. 
Das entspricht einer Quote von nur noch 57 Pro-
zent, während es 2022 rund 60 Prozent und 2019 
noch gut 67 Prozent waren. Von den 503 Groß-
unternehmen ohne paritätische Mitbestimmung 
bedienten sich 285 mit insgesamt rund 2,1 Milli-
onen Beschäftigten in Deutschland legaler juris-
tischer Kniffe der Mitbestimmungsvermeidung – 
sei es gezielt oder als Nebeneffekt. Weitere 218 
Unternehmen mit rund 1,1 Millionen Beschäftig-
ten ignorierten die Gesetze rechtswidrig.    

Europäisches Parlament kann 
Schaden noch abwenden
Die EU-Kommission würde mit ihrem im März vor-
gestellten Entwurf für eine neue Unternehmens-
rechtsform, bezeichnet als „28. Regime“ oder „EU 
Inc.“, den Umgehungsmodellen mit europäischen 
Rechtsformen „eine Art Goldsiegel verpassen“, 
warnen Hay und I.M.U.-Unternehmensrechtsex-
perte Sebastian Sick. Denn die EU Inc. erlaubt es 
Unternehmen, vereinfacht gesagt, sich ein belie-
biges EU-Land auszusuchen, dessen Recht dann 
für dieses Unternehmen gelten soll. Eine dafür 
notwendige Registrierung soll mit minimalem 
Aufwand digital in kürzester Zeit möglich sein, 
und zwar unabhängig davon, wo ein Unterneh-
men real ansässig ist, produziert und Beschäftig-
te hat. Nicht einmal eine Identitätsprüfung in Prä-
senz ist als Sicherheitsvorschrift vorgesehen.

Die EU-Kommission möchte damit eigentlich 
die Gründung von europäischen Start-ups erleich-
tern. Allerdings ist die Möglichkeit, als EU Inc. 
zu firmieren, im vorliegenden Entwurf nicht auf 
Start-ups oder Scale-ups begrenzt. Wird er so um-
gesetzt, könnten sich sogar etablierte deutsche 
Großkonzerne einfach als EU Inc. in einem Mit-

gliedsland mit niedrigen gesetzlichen Standards 
registrieren, beispielsweise im Hinblick auf Insol-
venz-, Steuer- und Kapitalmarktrecht – oder eben 
ohne Mitbestimmung im Aufsichtsrat.

Das Europäische Parlament hat im Janu-
ar 2026 mit deutlicher Mehrheit in seinem Be-
richt zum 28. Regime wirksame Maßnahmen 
zum Schutz der Unternehmensmitbestimmung 
gefordert. Der Bundesrat hat ebenfalls effektive 
Sicherungsmechanismen eingefordert. „Doch im 
Kommissionsentwurf findet sich dazu nichts, au-
ßer einigen rechtlich wirkungslosen Verweisen 
auf nationale Gesetze“, kritisieren die I.M.U.-Ju-
risten Hay und Sick. Das Europäische Parlament 
sei nun im Gesetzgebungsverfahren erneut am 
Zug. Zwei zentrale Verbesserungen sind nach 
Analyse der Experten unerlässlich: Der Anwen-
dungsbereich des 28. Regimes müsse auf Start-
ups und Scale-ups begrenzt werden. Und die 
Unternehmensmitbestimmung müsse im Zuge 
eines 28. Regimes auf europäischer Ebene ver-
bindlich geschützt werden.

In ihrem „Programm für Aufschwung und 
Beschäftigung“ von Anfang Juli hat die Bun-
desregierung angekündigt, sich bei den wei-
teren Beratungen zum 28. Regime „mit Nach-
druck“ dafür einzusetzen, „dass der Schutz der 
Unternehmensmitbestimmung nicht untermi-
niert werden darf“. Die Ankündigung sei ein 
wichtiges Signal. Jetzt müsse ein wirksamer 
Schutz der Mitbestimmung Bedingung für eine 
Zustimmung zur EU Inc. von deutscher Sei-
te sein, betont Hay. „Eine Einrichtung sichern 
und stärken, die demokratische Beteiligung 
und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zusam-
menbringt, das sollte zur Jobbeschreibung von 
Politikerinnen und Politikern in Deutschland 
und Europa gehören“, betont er. „Die neue For-
schung zum Mitbestimmungsbonus bei der di-
gitalen Transformation unterstreicht das noch 
einmal.“<
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